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Innovatives Deutschland

„Innovationen bedeuten mehr Wohl-

stand und bessere Lebensbedingungen 

für alle“ schreibt Thomas Straubhaar 

in der aktuellen Kolumne der Frank-

furter Allgemeinen Sonntagszeitung 

„Erklär mir die Welt“. Der gesamt-

wirtschaftliche Vorteil einer Innova-

tion liege darin, dass niemand vom 

Erkenntnisfortschritt ausgeschlossen 

werden kann. 

Deutschland befindet sich im Kreise 

der Länder mit zahlreichen innova-

tiven Unternehmen, die mit neuen, 

modernen Technologien auf den 

Strukturwandel reagieren. Wie eine 

HWWI-Studie zeigt, belegt die Inno-

vationsfähigkeit der deutschen Volks-

wirtschaft im europäischen Vergleich 

den vierten Platz hinter den skandina-

vischen Ländern, aber vor Frankreich 

oder Großbritannien. Der fortschrei-

tende Klimawandel mit seinen regio-

nalen und globalen Folgen schafft für 

die deutsche Wirtschaft neue Anreize, 

ihre Forschungs- und Entwicklungs-

aktivitäten zu intensivieren. Der Leit-

artikel schildert die damit verbunden 

ökonomischen Potenziale. Durch Inno-

vationen kann sich Deutschland im in-

ternationalen Wettbwerb noch stärker 

behaupten. Das eröffnet neue Mög-

lichkeiten für alle. EL

EDITORIAL KLIMAWAN DEL

Der Klimawandel betrifft alle Regionen weltweit und hat immense Rückwirkungen auf das 

Wirtschaftsgeschehen. Klimatische Veränderungen bergen nicht nur Risiken für die Wirt-

schaft und Bevölkerung in sich. Der Klimawandel eröffnet vielmehr zahlreichen Wirtschafts-

bereichen erhebliche Innovations- und Wachstumspotentiale. Das HWWI und die Beren-

berg Bank analysierten dies gemeinsam in einer Studie. Von Silvia Stiller und Jan Wedemeier

08 

I N DI ESER AUSGABE

Die sozioökonomischen Folgen, die sich 

aus dem natürlichen und anthropogenen 

Klimawandel ergeben, differieren interre-

gional erheblich. Dies gilt sowohl für Re- 

gionen in unterschiedlichen Teilen der 

Erde als auch für Regionen innerhalb von 

Ländern. So ergeben zum Beispiel Simula- 

tionsmodelle für die deutschen Küstenre-

gionen bis zum Ende des 21. Jahrhunderts 

einen relativ geringen Temperaturanstieg. 

Allerdings ist das Schadensrisiko für das 

Mensch-Umwelt-System (Vulnerabilität) 

in den Küstengebieten aufgrund eventu-

ell auftretender starker Sturmfluten hoch. 

Deutschland- sowie weltweit ist das Scha-

denspotential von großen Sturmflutereig-

nissen als sehr groß einzuschätzen, weil 

zahlreiche „Megacities“ wie Tokyo, New 

York oder Shanghai in Küstenregionen lie-

gen. Das Schadensausmaß einer Naturka-

tastrophe hängt im Wesentlichen von der 

Anzahl der betroffenen Menschen, dem 

regionalen Bruttoinlandsprodukt, dem 

vorhandenen Kapitalstock und der Infra-

struktur ab. Während zahlreiche Regionen 

von Überflutungen bedroht sind, nimmt 

die Wasserverfügbarkeit in anderen Re-

gionen – auch in Ostdeutschland – ab. In 

den zuletzt genannten Regionen erhöht 

sich die Gefahr von Dürren und Trocken-

heit. Wiederum anders werden die Alpen-

regionen vom Klimawandel betroffen sein. 

Dort könnte sich bei einem Temperaturan-

stieg von bis zu 2 °C bis zum Jahre 2050 die 

Schneegrenze um mehr als 1500 Höhen-

meter verschieben.

Klimawandel und Wirtschaft

2006 2010 2015 2020

Windenergie

Beschäftigte 73.800 99.200 140.600 196.000

Stromerzeugung (in GWh) 30.500 41.000 58.100 81.000

Anteil Erzeugung am Stromverbrauch (in %) 5,0 6,5 9,0 12,3

Photovoltaik

Beschäftigte 21.450 42.000 69.000 96.000

Stromerzeugung (in GWh) 2.000 3.900 6.500 9.000

Anteil Erzeugung am Stromverbrauch (in %) 0,3 0,6 1,0 1,4

Biomasse

Beschäftigte 91.900 110.000 145.000 174.000

Stromerzeugung (in GWh) 18.000 21.500 28.500 34.000

Anteil Erzeugung am Stromverbrauch (in %) 2,9 3,4 4,4 5,1

Beschäftigung insgesamt 187.150 251.200 354.600 466.000

*HWWI Prognose,  **Prognose BMU (2007)                     Quelle: Bräuninger et al. (2007).

Prognose der Beschäftigung* und der Stromerzeugung** in Deutschland
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Handlungsmöglichkeiten der Wirtschaft, 

des öffentlichen Sektors und der priva-

ten Haushalte zur Reduktion der zu er-

wartenden negativen Effekte des Klima-

wandels lassen sich unterteilen in die 

Bereiche „Anpassung an den Klimawan-

del“ sowie „Vermeidung von Treibhausgas- 

emissionen“. Unter den Politiken und Maß-

nahmen zur Reduktion der Treibhausgase 

sind der Emissionshandel und konkrete 

messbare Verpflichtungen von zunehmen-

der Bedeutung. So haben sich zum Beispiel 

am Rande der Klimakonferenz der Verein-

ten Nationen in Bali im Dezember 2007 

die 40 größten Städte der Welt dazu ver-

pflichtet, die Treibhausgasemissionen bis 

zum Jahre 2050 gegenüber 1990 um 60 bis 

80% zu senken. Aufgrund der Trägheit des 

Klimasystems werden allerdings die An-

passungen an die Auswirkungen des Kli-

mawandels in Zukunft an Bedeutung ge-

winnen. Denn selbst wenn es gelänge, auf 

Basis eines globalen Konsenses die Treib-

hausgasemissionen kurzfristig massiv zu 

senken, würde der Klimawandel weiter 

voranschreiten. Maßnahmen zur Reduk-

tion der Schäden durch Naturereignisse, 

wie zum Beispiel Hochwasser, könnten auf 

eine Rücknahme von Oberflächenversiege-

lungen, Flussbegradigungen und Besied-

lungen in Überflutungsflächen abzielen. 

Ein anderes Beispiel sind die Klimafonds, 

durch welche die Entwicklungsländer – in 

denen die Folgen der Erderwärmung am 

stärksten auftreten werden – ab 2008 bei 

Maßnahmen zur Anpassung an den Kli-

mawandel finanziell unterstützt werden 

sollen.

Rund 80% der großen, global agierenden 

Unternehmen bezeichnen den Klimawan-

del als wirtschaftliches Risiko aufgrund 

möglicher Produktionsunterbrechungen, 

steigender Produktionskosten oder dro-

hender Wettbewerbs- und Imagepro-

bleme. Hingegen sehen 82% der selbi-

gen Unternehmen im Klimawandel auch 

ökonomische Chancen, die sich vor allem 

aus dem hohen Investitionsbedarf im Zu-

sammenhang mit der Anpassung an den 

Klimawandel und der Vermeidung von 

Emissionen ergeben. In einzelnen Wirt-

schaftsbereichen – wie Energieerzeugung, 

Bauwirtschaft, Automobilbau, Transport-

wesen, Versicherungen sowie Land- und 

Forstwirtschaft – wird sich der Klimawan-

del unterschiedlich auf die Produktions- 

und Absatzkosten auswirken. Positive Ef-

fekte werden insbesondere im Zusammen-

hang mit der Erforschung neuer Techno-

logien und ihrer praktischen Umsetzung 

auftreten, was erhebliche Wachstumspo-

tenziale für die in diesem Bereich innova-

tiven Unternehmen sowie für die Gesamt-

wirtschaft eröffnet. Das Aufgreifen neuer 

Basisinnovationen aus dem Energiesek-

tor sowie deren Diffusion könnte Wachs-

tumsschübe im großen Stile auslösen. Die 

Anreize für umwelt- und ressourcenscho-

nende Innovationen – und damit verbun-

dene Investitionen in Forschung und Ent-

wicklung – sind vielfältig. Sie können aus 

dem Wunsch des Konsumenten resultie-

ren, sich „umweltfreundlicher“ zu verhal-

ten und dafür eine Zahlungsbereitschaft 

zu signalisieren. Innovationen entspringen 

aber auch dem Gewinnmaximierungskal-

kül von Unternehmen, wenn neue Tech-

nologien beispielsweise zur Senkung der 

Vermeidungskosten von Emissionen und 

damit zur Senkung der Produktionskosten 

beitragen. Darüber hinaus setzen mit dem 

Klimawandel verknüpfte Gesetze und Auf-

lagen, zum Beispiel in der Energiepolitik, 

Anreize für Innovationen. 

Eines der zentralen Ziele der Energiepolitik 

ist die Reduktion der CO
2
-Emissionen. Der 

Hauptanteil der verschiedenen CO
2
-Quel-

len an den Gesamtemissionen lag im Jahr 

2005 in Deutschland vor allem im Bereich 

Energiewirtschaft (45,5%), Verkehr (20,6%), 

Verbrauch der privaten Haushalten (14,2%) 

und im Verarbeitenden Gewerben (12,9% ). 

Der Primärenergieverbrauch für die Ener-

gieversorgung hat sich in Deutschland im 

Jahr 2006 um rund 1,2% gegenüber dem 

Vorjahr erhöht. Einem wachstumsinduzier-

ten Mehrverbrauch kann durch die Reduk-

tion der „Energieintensität“ (Relation von 

Primärenergieverbrauch und BIP) durch 

den vermehrten Einsatz energiesparen-

der Produktionsmethoden und -techniken 

entgegen gewirkt werden. So verbesserte 

sich die Energieausbeute der deutschen In-

dustrien zwischen 1995 und 2005 um ca. 

12,5%. Zum Rückgang des Primärenergie-

bedarfs können auch die privaten Haus-

halte im hohen Umfang beitragen, denn 

etwa 30% der in Deutschland erzeugten 

Endenergie wurde 2002 in privaten Haus-

halten verbraucht. 

Durch die Reduktionsziele für Emissionen, 

insbesondere von CO
2
, gewinnen alterna-

tive Energieträger und regenerative Ener-

gien an Bedeutung. Deshalb wird die Zahl 

der Arbeitsplätze im Bereich der Energie-

produktion mit regenerativen Ressourcen 

zukünftig zunehmen. Nach einer HWWI-

Prognose könnte der Anteil alternativer 

Energien am Energiemix bis zum Jahre 

2030 auf 20% steigen. Die konventionellen 

Formen der Energieerzeugung werden je-

doch in den kommenden Jahrzehnten wei-

terhin dominieren, weil ein radikaler Um-

stieg – etwa in Form eines Übergangs zur 

Wasserstoffwirtschaft – in der Energieer-

zeugung kurzfristig aufgrund technologi-

scher Restriktionen nicht möglich ist. Auf 

Betreibern konventioneller Kraftwerke las-

tet der Druck, Emissionsvolumina zu re-

duzieren und Wirkungsgrade zu erhöhen. 

Wenn die allgemeinen Trends in der Ener-

giewirtschaft zu einem höheren dezentra-

len Angebot von Energie führen, kann dies 

kleineren Anbietern erneuerbarer Energien 

zugute kommen. Das Wachstumspotenzial 

für die Beschäftigung im Bereich Wind-

energie, Photovoltaik und Biomasse in 

Deutschland bis zum Jahr 2020 schätzt das 

HWWI auf rund 150% (siehe Tabelle). 

Berenberg Bank, HWWI (2007): Klimawandel, 

Strategie 2030 – Vermögen und Leben in der 

nächsten Generation, Nr. 5, Hamburg. 

Berenberg Bank, HWWI (2005): Energieroh-

stoffe, Strategie 2030 – Vermögen und Leben in 

der nächsten Generation, Nr. 1, Hamburg. 

Bräuninger, M., Kriedel, N., Schröer, S. (2007): 

Power für Deutschland – Energieversorgung 

im 21. Jahrhundert, Studie im Auftrag der Hy-

poVereinsbank, Hamburg.
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Das weltweite Handelsvolumen nahm in den ersten neun Monaten des Jahres 2007 mit 3,9% schwächer als im Vorjahr zu. Grund hier-

für waren die leichte Abkühlung der Weltkonjunktur und die Stagnation des Handels im ersten Halbjahr. Auch der deutsche Außenhan-

del verzeichnete im abgelaufenen Jahr mit einem Plus von schätzungsweise 8% bei den Export- und 6% bei den Importwerten geringere 

Wachstumsraten als in 2006. Trotz der geringeren Handelsdynamik hat die Hafenwirtschaft im Norden Europas ein sehr gutes Jahr 2007 

hinter sich. In den Haupthäfen der Nordrange, dem Küstenabschnitt zwischen Le Havre und Hamburg, schritt die Expansion der Um-

schlagszahlen – vor allem im Containerbereich – zügig voran. Nun drohen die Hafenkapazitäten und Hinterlandanbindungen kurzfristig 

zum Engpass zu werden, der die weitere Expansion der Containerverkehre Nordeuropas beschränken könnte. Von Alkis Otto

Containerumschläge boomten auch 2007

Seit der Jahrtausendwende eilen die Con-

tainerdrehkreuze der Nordrange von Um-

schlagsrekord zu Umschlagsrekord. Zwei-

stellige jährliche Zuwachsraten sind an 

vielen Standorten eher die Regel denn die 

Ausnahme. Vom brummenden Welthandel 

profitierten die Drehkreuze der Nordrange 

im Jahr 2006 allerdings in sehr unterschied-

lichem Maße. Während der Hafen von Rot-

terdam lediglich einen Zuwachs von 4,1% 

bei der Zahl der umgeschlagenen Contai-

ner in Zwanzig-Fuß-Einheiten (TEU) ver-

buchen konnte, wuchsen die Umschläge 

in Hamburg und Antwerpen mit 9,7% und 

8,1% weiterhin kräftig. In den Bremischen 

Häfen konnte im Jahr 2006 sogar eine Zu-

nahme von 18,8% realisiert werden.

Zwar ist das internationale Handelwachs-

tum im Jahr 2007 merklich schwächer als 

im Vorjahr ausgefallen, doch deuten die Er-

gebnisse der ersten neun Monate in den 

Haupthäfen der Nordrange auf ein wei-

terhin kräftiges Wachstum der Contai- 

nerumschläge hin. So stieg die Zahl der 

verladenen TEUs im Hamburger Hafen in 

den ersten neun Monaten um 13,7% ge-

genüber dem gleichen Vorjahreszeitraum 

an. Auch die Bremischen Häfen und Ant-

werpen konnten mit einem Umschlags-

wachstum von 10,5% und 15,9% kräftige 

Zuwächse verbuchen. Der Hafen von Rot-

terdam meldete vor wenigen Wochen, dass 

erstmals in Europa in einem Hafen binnen 

Jahresfrist mehr als 10 Millionen TEU über 

die Kaikante gingen. Damit dürfte die Zu-

wachsrate in 2007 sich auf dem Niveau der 

anderen Häfen befinden.

Eine deutliche Abschwächung des Seehan-

dels ist auch weiterhin nicht in Sicht. Für 

die kommenden fünf bis zehn Jahre pro-

gnostizieren alle Marktbeobachter hohe 

Wachstumsraten der Containerumschläge. 

Zudem deuten die bis 2010 gefüllten Auf-

tragsbücher der Schiffswerften, die zu ei-

ner Ausweitung der Containerfrachtkapa-

zitäten von rund 50% führen werden, auf 

eine weiterhin dynamische Entwicklung 

hin. Die Hafenbetreiber bemühen sich da-

her, zügig die Umschlagskapazitäten an-

zupassen. Engpässe haben bereits in der 

Vergangenheit zu Verzögerungen in der 

Nordrange geführt. Insbesondere in Eu-

ropas größtem Hafen, Rotterdam, kommt 

es vorübergehend immer wieder zu Staus, 

die die Umschlagsentwicklung des Hafens 

drosseln. In Hamburg sollen in den nächs-

ten Jahren über Erweiterungen sämtlicher 

Terminals zusätzliche Umschläge ermög-

licht werden. Antwerpen und Bremerha-

ven bauen mit dem Verrebroek Dock und 

dem CT 4 in den bestehenden Hafenbe-

cken weitere Kaikanten aus und in den Hä-

fen Rotterdam und Wilhelmshaven sollen 

mit den Projekten Maasvlakte 2 und dem 

Jade-Weser-Port mittelfristig zwei neue 

Tiefwasserhäfen aus dem Meeresgrund 

wachsen.

Damit verstärkt sich der bereits hohe 

Druck auf Politiker und Verkehrsplaner, 

die Kapazitäten der Infrastruktur im Hin-

terland der Nordrange zu erweitern. Da es 

sich bei Schiffsverkehren und Hinterland-

transporten um komplementäre Trans-

portleistungen handelt, drohen Engpässe 

im Hinterland sonst die Umschläge in den 

Häfen zu begrenzen. Wenngleich die poli-

tischen Akteure für diese Problematik sen-

sibilisiert zu sein scheinen, verzögert nicht 

zuletzt die angespannte Kassenlage der öf-

fentlichen Haushalte vielerorts den schnel-

len Ausbau des Schienen-, Straßen- und  

Wasserstraßennetzes. Einen Ausweg aus 

diesem Dilemma könnte die in der jüngs-

ten Vergangenheit häufiger geforderte 

Einbindung privater Investoren im Rahmen 

von Public-Private-Partnership-Projekten 

im Infrastrukturbereich sein. In Deutsch-

land stellt diese Alternative jedoch einen 

immer noch unzureichend kommunizier-

ten und politisch schwierig durchzusetzen-

den Paradigmenwechsel dar, da privatwirt-

schaftliche und damit ertragsorientierte 

Infrastrukturinvestitionen liebgewonnene 

Besitzstände, wie zum Beispiel den maut-

freien Autobahnzugang für Privatverkehre, 

grundsätzlich in Frage stellen würden.  

So gerät der Ausbau der Hinterlandanbin-

dungen angesichts des auf europäischer 

Ebene überdurchschnittlichen Umschlags-

wachstums der Nordrange in den vergan-

genen Jahren und den Prognosen für die 

mittlere Frist zu einem immer schwieri-

ger zu gewinnenden Wettlauf mit der Zeit.  

Die Märkte reagieren bereits auf die Knapp-

heiten im Norden Europas: Erste Reede-

reien werben für Transporte von Ostasien 

via Triest nach Süddeutschland mit dem 

Slogan „Garantiert verzögerungsfrei“.

Berenberg Bank, HWWI (2006): Maritime 

Wirtschaft und Transportlogistik, Stra-

tegie 2030 – Vermögen und Leben in der 

nächsten Generation, Nr. 4A und 4B, Ham-

burg. 

Download unter: www.hwwi.org (Publi-

kationen, Partnerpublikationen).
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Die Globalisierung bestimmt die politische und wirtschaftliche Entwicklung in der Welt: Volkswirtschaften öffnen sich, Regionen wachsen zu-

sammen, ökonomische Kreisläufe machen immer seltener an politischen oder natürlichen Grenzen halt. Öffnung und Integration finden aller-

dings immer öfter gezielt zwischen ausgewählten Partnerländern statt, die sich im Rahmen bilateraler und plurilateraler Präferenzhandelsab-

kommen gegenseitig Marktzugangserleichterungen einräumen und dabei Drittländer diskriminieren. Von Georg Koopmann und Lars Vogel

Darin kommt eine Akzentverschiebung 

in den nationalen Handelsstrategien zum 

Ausdruck: Auf dem handelspolitischen 

Spektrum von einseitiger Öffnung gegen-

über dem Ausland bis hin zu multilatera-

lem Freihandel erhalten bi- und plurilate-

rale Liberalisierungsansätze mehr Platz. 

Angesichts knapper politischer Ressourcen 

bleibt so für andere Strategien zwangsläu-

fig weniger Raum. Parallel zur innerstaatli-

chen Konkurrenz der Liberalisierungsstra-

tegien in den etablierten Industrieländern 

findet auf der bi- und plurilateralen Ebene 

ein intensiver Wettbewerb zwischen die-

sen Ländern um den besten Marktzugang 

in aufstrebenden Volkswirtschaften statt. 

Dies führt dazu, dass Präferenzhandelsab-

kommen immer häufiger zwischen Län-

dern aus verschiedenen Weltregionen und 

auf unterschiedlichem Entwicklungsstand 

geschlossen werden – ein Markenzeichen 

des Neuen Regionalismus (siehe Grafik).

Ein typisches Beispiel für das „race for mar-

kets“ via Handelsabkommen ist das „Ziel-

land“ Südkorea: Nachdem die USA im ver-

gangenen Jahr ein weitreichendes Free 

Trade Agreement ausgehandelt haben, 

das noch vom Kongress ratifiziert werden 

muss, will die Europäische Union in den lau-

fenden Verhandlungen eine noch stärkere 

Öffnung für europäische Waren, Dienst-

leistungen und Investoren erreichen. Aus-

schlussfurcht treibt ferner Japan und China 

zu möglichst schnellen Abschlüssen eige-

ner Freihandelsabkommen mit Südkorea.

Der Aufstieg des Neuen Regionalismus 

ging mit der Umgestaltung des multilate-

Handelspolitische Liberalisierungsstrategien und Konkurrenz der 

Präferenzhandelsabkommen

ralen Handelssys-

tems vom Allge-

meinen Zoll- und 

Han d els ab ko m -

men (GATT), das 

in diesen Tagen 60 

Jahre alt geworden 

ist, zur 1995 ge-

gründeten Welt-

handelsorganisa-

tion (WTO) einher. 

Dabei ist der Regio- 

nalismus das Gegenstück zum Multilatera-

lismus: Während die WTO auf dem Grund-

satz der Nichtdiskriminierung zwischen 

ihren Mitgliedern basiert, werden in Präfe-

renzhandelsabkommen die ausgewählten 

Partnerländer besser gestellt als Drittlän-

der, obwohl die einen wie die anderen fast 

immer der WTO angehören. Regionalismus 

und Multilateralismus sind zudem mitein-

ander verschränkt: Rückschläge in multi-

lateralen Verhandlungen haben regelmä-

ßig zu verstärktem Regionalismus geführt. 

Weniger sicher sind dagegen die Auswir-

kungen des wachsenden Regionalismus 

auf das multilaterale Handelssystem.

Einerseits besteht in Industrieländern und 

fortgeschrittenen Entwicklungsländern die 

Gefahr, dass die Regierungen das Interesse 

an der multilateralen Agenda verlieren und 

dass sich das Interesse der Privatwirtschaft 

auf den Erhalt des präferentiellen Marktzu-

ganges und damit den Schutz vor Präferenz- 

erosion durch multilaterale Liberalisierung 

verlagert. In weniger attraktiven Entwick-

lungsländern wiederum weckt der Regiona-

lismus eine umgekehrte Ausschlussfurcht; 

für diese Länder gibt es keine Alternative 

zur multilateralen Marktöffnung.

Andererseits kann der Regionalismus den 

Multilateralismus auch gar nicht erset-

zen. Dies zeigt sich besonders deutlich am 

Agrarsektor, der in den meisten Präferenz-

handelsabkommen weitgehend von der Li-

beralisierung ausgeklammert ist. Zudem 

enthalten Präferenzhandelsregime häufig 

Elemente „tieferer“ Integration, von denen 

Anstöße für eine Weiterentwicklung des 

multilateralen Handelssystems ausgehen 

könnten. Das historische Beispiel hierfür 

ist der positive Einfluss des Nordamerikani-

schen Freihandelsabkommens (NAFTA) auf 

das Allgemeine Dienstleistungsabkommen 

(GATS) der WTO.

Alles in allem ist jedoch zu befürchten, dass 

die negativen Systemeffekte des Regio- 

nalismus überwiegen – und dies verheißt 

für die laufende multilaterale Doha-Runde 

nichts Gutes.

Literatur zum Thema im HWWI-Dossier „Welthan-

delsorganisation (WTO)“ unter www.hwwi.org 

(Publikationen).

Geographie des Neuen Regionalismus
Geltende und bei der WTO notifizierte Präferenzhandelsabkommen, 
nach Datum des Inkrafttretens, Stichtag: 24.09.2007, Quelle: WTO.
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